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1. Gesamtüberblick 

1.1 Allgemeines Sicherheitsrecht - besonderes Sicherheitsrecht - Polizeirecht 

1.1.1 Systematik und Gesetzgebungskompetenzen 

Sowohl das Sicherheits- als auch das Polizeirecht gehören zum Recht der Gefahrenabwehr als Teil des 

besonderen Verwaltungsrechts. 

Der Begriff Sicherheits- und Polizeirecht umfasst alle Rechtsvorschriften, die sich auf die staatliche 

Aufgabe, die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu wahren, beziehen1. 

Es geht dabei um Gefahrenvorsorge, um präventive Tätigkeit, im Gegensatz zur Ermittlung und Verfol-

gung von Straftaten und/oder Ordnungswidrigkeiten, der sogenannten repressiven Tätigkeit2. 

Das Polizeirecht regelt die Organisation, Aufgaben und Befugnisse der Polizei. 

Die Gesetzgebungskompetenz für die Polizeien der Länder liegt bei den einzelnen Bundesländern, Art. 

30, 70 GG (ausschließliche Landeskompetenz). Der Freistaat Bayern hat von dieser Zuständigkeit mit 

dem Polizeiaufgabengesetz (PAG) und dem Polizeiorganisationsgesetz (POG) Gebrauch gemacht.  

Das Sicherheitsrecht regelt Organisation, Aufgaben und Befugnisse der Verwaltungsbehörden bei 

der Gefahrenabwehr. 

Dabei ist zwischen dem allgemeinen Sicherheitsrecht und dem besonderen Sicherheitsrecht zu unter-

scheiden. 

Unter dem Begriff des besonderen Sicherheitsrechts fasst man alle gefahrenabwehrrechtlichen Vor-

schriften aus Bundes- oder Landesgesetzen zusammen, in denen Behörden Aufgaben und Befug-

nisse zur Abwehr von Gefahren bestimmter Art übertragen werden.  

Beispiele für Vorschriften des besonderen Sicherheitsrechts sind das Bundesimmissionsschutzgesetz, 

die Bauordnungen der Länder, das Seuchenrecht oder das Wirtschaftsverwaltungsrecht. Für diese ist 

die Gesetzgebungskompetenz in den entsprechenden Regelungen des Grundgesetzes unterschiedlich 

geregelt. Wird hier die Gesetzgebungskompetenz für eine Sachmaterie geregelt, so ist auch die Kom-

petenz für die sicherheitsrechtlichen Aspekte dieser Materie miterfasst. 

                                                           
1 Gallwas/Mössle/Wolff, Rdnr. 22  
2 Die repressive Tätigkeit wird an der Hochschule für den öffentlichen Dienst in Bayern in den Modulen Gefah-

renabwehr und Ahndung von Rechtsverstößen II und III (Ordnungswidrigkeitenrecht) gelehrt. 


